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Rente muss  
im Alter verhindern!

ArmutRente muss zu einem 
reichen!
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Bündnis gegen Altersarmut  
in Baden-Württemberg

Wir, Sozialverbände, Gewerkschaften,  
zivilgesellschaftliche und kirchliche  
Organisationen in Baden-Württemberg 
warnen vor dramatischen Verschlechte-
rungen in der Alters versorgung. Deshalb 
haben wir uns zu einem breiten Bündnis 
zusammengeschlossen. Gemeinsam  
setzen wir uns für eine Altersversorgung 
ein, die zu einem Leben in Würde reicht.

Wir machen uns dafür stark, Armut im 
Alter im reichen Baden-Württemberg  
zu verhindern.

Rente muss Armut  
im Alter verhindern!

Unsere reiche und soziale  

Gesellschaft darf nicht zulassen,  

dass Menschen, die ein Leben lang 

gearbeitet haben, in Armut geraten.

Die gesetzliche Rente muss die 

Wahrung des Lebensstandards  

im Alter ermöglichen.

Dafür braucht es wieder ein Renten-

niveau von mindestens 50 Prozent.

Was verhindert Armut im Alter?

	■ Chancengerechtigkeit  
für alle Kinder

	■ Gute Schul- und  
Berufsausbildung

	■ Bedarfsgerechte  
Betreuungsangebote

	■ Prekären Arbeitsmarkt  
eindämmen

	■ Faire Löhne durch Tarifbindung 
	■ Gesetzlichen  

Mindestlohn erhöhen
	■ Bezahlbare Mieten

	■ Alleinerziehende unterstützen
	■ Vereinbarkeit Beruf- und  

Familienarbeit
	■ Kindererziehungs- und  

Pflegezeiten anerkennen

	■ Rückkehrrecht von Teil-  
auf Vollzeitbeschäftigung

	■ Zugang zu arbeitgeber-
finanzierten Betriebsrenten

	■ Verbesserungen bei  
Erwerbsminderung

	■ Stärkung der gesetzlichen  
Rentenversicherung

	■ Fortentwicklung der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu einer  
Erwerbstätigenversicherung  
für alle


